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Änderung des Betäubungsmittelgesetzes und Verordnung über Pilotversuche nach 

dem Betäubungsmittelgesetz (Pilotversuche mit Cannabis) 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

1. Grundsätzliches 

Mit der nun vorgeschlagenen Änderung des Betäubungsmittelgesetzes sollen Pilotversuche für die 

Abgabe von Cannabis in Schweizer Städten möglich werden. Die GRÜNEN begrüssen die Einführung 

eines befristeten «Experimentierartikels» für Cannabis-Pilotversuche im Betäubungsmittelgesetz 

und haben sich im Parlament aktiv dafür eingsetzt (Motion Rytz, 17.4113). Sie versprechen sich 

daraus praktische, wissenschaftliche sowie regulatorische Erkenntnisse für eine rasche 

Legalisierung und Regulierung von Cannabis und Cannabisprodukten. Ein entsprechender 

Gesetzgebungsprozess für die Regulierung von Hanf und Hanfprodukten analog der gebrannten 

Wasser im Alkoholgesetz sollte möglichst bald und parallel zu den Ergebnissen der Pilotprojekte 

aufgenommen werden.  

Der demokratische Prozess zur Einführung dieses Experimentierartikels wird viele Jahre dauern. Die Zeit 

steht aber nicht still und viele Länder prüfen eine Legalisierung und Regulierung von Cannabis. Die 

Prohibition hat versagt, Hunderttausende von Erwachsenen werden in der Schweiz wegen Hanfkonsum 

kriminalisiert, der Jugendschutz ist nicht gewährleistet und dem Fiskus entgehen Hunderte von Millionen 

Franken an Steuern. Derweil blüht der Schwarzmarkt und die Drogenmafia fährt riesige Gewinne für ihre 

kriminellen Geschäfte ein. Diese ungeklärte und absolut unbefriedigende Situation muss geklärt werden. 

Der „Experimentierartikel“ im Betäubungsmittelgesetz ist ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Die 

Bemühungen für eine sinnvolle Regulierung und Entkriminalisierung des Cannabis-Konsums müssen 

aber weitergehen. 

Die Grünen Schweiz schlagen folgende Anpassungen in den Gesetzesartikel und Verordnungen 

vor:  
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2. Änderung Betäubungsmittelgesetz (BetmG) 

Gemäss Art. 8a Abs. 2 lit. c BetmG müssen die Pilotversuche so durchgeführt werden, dass der 

Gesundheits- und Jugendschutz sowie der Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 

gewährleistet sind. Diese Formulierung ist zu kategorisch und kann dazu führen, dass faktisch keine 

Pilotversuche durchgeführt werden können. Die Grünen Schweiz schlagen folgende Formulierung vor: 

 

Das Bundesamt für Gesundheit kann […] Pilotversuche […] bewilligen, die:  

[…] 

c. so durchgeführt werden, dass der den Gesundheits- und der den Jugendschutz sowie der den 

Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit beachten gewährleistet sind. 

 

3. Verordnung über Pilotversuche nach dem Betäubungsmittelgesetz (BetmPV) 

Art. 7 Abs. 3 (Unterstellung unter die Tabaksteuer) 

In Art. 7 Abs. 3 ist festgehalten, dass die Produkte, die zum Rauchen oder Vaporisieren bestimmt sind 

oder dazu verwendet werden können, der Tabaksteuer unterstehen. Diese Vorgabe darf nicht dazu 

führen, dass der Verkaufspreis des Studiencannabis so stark verteuert  wird, dass dieser über dem 

ortsüblichen – steuerfreien – Schwarzmarktpreis zu liegen käme. Damit würden die Durchführung von 

realitätsnahen Pilot-versuchen und insbesondere die Rekrutierung der Probandinnen und Probanden 

massiv erschwert.  

Sollte an der Tabaksteuer trotzdem festgehalten werden, sollte die daraus gewonnenen Mittel 

zweckgebunden für die Cannabis-Forschungsprojekte eingesetzt werden. 

 

Art. 12 Abs. 2 lit. C (Ausschluss von Personen mit psychischen Krankheiten) 

Der Verordnungsentwurf sieht den Ausschluss von Personen vor, die an einer ärztlich diagnostizierten 

psychischen Krankheit leiden oder verschreibungspflichtige Psychopharmaka einnehmen. 

Es ist weder realistisch noch sinnvoll, Personen mit psychischen Krankheiten generell von den Studien 

auszuschliessen. Dies insbesondere deshalb, weil Cannabisabhängigkeit als Suchterkrankung zu den 

psychischen Krankheiten gezählt wird. 

Ebenso ist die Einnahme oder Nichteinnahme rezeptpflichtiger Psychopharmaka kein taugliches 

Kriterium für einen generellen Studienausschluss. Massgebend muss sein, ob eine (psychische oder 

physische) Krankheit (und deren Behandlung) aus Sicht des Studienarztes resp. der Studienärztin 

gegen eine Teilnahme am Pilotversuch sprechen. Die Grünen Schweiz schlagen folgende Änderung 

vor: 

 

Art.12 Abs.2 lit.c streichen  

oder wie folgt ergänzen: 

die an einer ärztlich diagnostizierten psychischen Krankheit leiden oder verschreibungspflichtige 

Psychopharmaka einnehmen, bei welcher Cannabiskonsum nach Einschätzung des Studienarztes bzw. 

der Studienärztin kontraindiziert wäre. 

 

Art. 15 Abs. 2 (Studienausschluss von Probandinnen und Probanden) 

Der Verordnungsentwurf sieht vor, Probandinnen und Probanden, die Cannabis weitergeben oder im 

öffentlich zugänglichen Raum konsumieren, vom Pilotversuch auszuschliessen. Ein Ausschluss aus der 



 

Studie wäre aber nicht bei allen Probandinnen und Probanden mit Fehlverhalten wissenschaftlich 

sinnvoll und fachlich richtig. Gerade bei Personen mit einem hohen Konsum oder einer Abhängigkeit 

wäre ein Studienausschluss unter dem Aspekt der Schadenminderung nicht zielführend. Aus Gründen 

der Verhältnismässigkeit sollten stufenweise Sanktionen erfolgen, die zu formulieren im Ermessen der 

Projektverantwortlichen liegen sollte. Die Grünen Schweiz schlagen folgende Änderung vor: 

 

2. Wer solche Produkte weitergibt oder im öffentlich zugänglichen Raum konsumiert, wird durch die 

Bewilligungsinhaberin bzw. den Bewilligungsinhaber mit geeigneten Massnahmen bis hin zum 

Studienausschluss sanktioniert. vom Pilotversuch ausgeschlossen. 

 

Art.18 Abs. 2 lit. e (örtliche Beschränkung) 

 

Aus Sicht der Grünen Schweiz spricht nichts dagegen, die örtliche Beschränkung auf ganze Kantone 

und Regionen auszuweiten. Schliesslich könnten auch die Auswirkungen der Pilotversuche auf die 

Systeme der heutigen Suchthilfe, die oft auch kantonal organisiert sind, ein relevantes 

Erkenntnisinteresse der Studien sein. 

 

Änderungsvorschlag für Art. 18 Abs. 2 lit. e:  

«Einverständnis der betroffenen Gemeinden oder Kantone zu den vorgesehenen Verkaufsstellen;» 

 

 

Wir bitten Sie, die Anliegen und Vorschläge wohlwollend zu prüfen und die Vorlage entsprechend 

anzupassen. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

  

Regula Rytz       Maya Graf 

Präsidentin       Nationalrätin – Mitglied SGK-N 


